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IMPRESSUM

REGENSBURG.Die Tibet-Fahne wird am
10. März als Symbol der Verbunden-
heit einen Tag lang am Haidplatz aus-
hängen. Die Aktion hat weltweit An-
hänger; sie erinnert an den anti-chine-
sischen Volksaufstand 1959, auf den
blutige Gefechte mit chinesischen Ein-
heiten folgten. Die Arbeit der Tibetini-
tiative Deutschland informiert regel-
mäßig über die aktuelle Lage im tibe-
tisch-chinesischen Konflikt und schil-
derte ihn aus ihrer Sicht.

Die Regensburger Regionalgruppe
sammelte am Samstag auf dem Neu-
pfarrplatz Unterschriften fürWangdu;
der politische Gefangene wurde zu le-
benslanger Haft verurteilt, weil er an
Pro-Tibet-Demonstrationen im Vor-
feld der Olympischen Spiele von Pe-
king 2008 teilgenommen hatte. „Seit-
dem wurden 5715 Tibetaner verhaftet,
gut 1000 von ihnen sind verschwun-
den, fünf hingerichtet worden“, be-
richtete Regionalgruppen-Sprecherin
Ulrike Staritz. Sie beklagte einen
„schleppendenVerlauf“ der Aktion.

Die Unterschriftenliste ist an Chi-
nas Präsidenten Hu Jintao adressiert.
Am Infostand konnte man zum Preis
von fünf Euro eine Tibet-Fahne erwer-
ben. Die Regensburger Aktivisten leg-
ten außerdem ausführliches Infomate-
rial aus, darunter das Vereinsmagazin
„Brennpunkt Tibet“. (mds)

Solidarisch
mit Tibetern
MENSCHENRECHTERegensbur-
ger Aktivisten sammelten
Unterschriften – und finden
wenig Interesse.

Aktivisten der Tibetinitiative auf dem
Neupfarrplatz Foto: mds

REGENSBURG. „Meine Gesamteinschät-
zung für Hartz IV ist, dass die Bemes-
sung bürokratisch kompliziert, ent-
würdigend und repressiv ist“, teilte
Christian Dietl, Regionalvorsitzender
des Deutschen Gewerkschaftsbundes
DGB, den Gästenmit, die zur Diskussi-
onsrunde „Jetzt red’n wir: Hartz IV re-
gional?“ in den Kneitinger Keller ge-
kommen waren. Eingeladen zum offe-
nen Meinungsaustausch hatten die
Regensburger Sozialen Initiativen.

Die Ein-Euro-Jobs bezeichnete Dietl
als „arbeitsmarktpolitisch wirkungs-
los“ – und kritisierte auch den „zuneh-
menden Druck auf die Löhne“, der
sich durch geringere Entlohnung be-
merkbar mache, ebenso wie die per-
manent steigende Zahl der Niedrig-
lohnbeschäftigten mit ihren Teilzeit-
undMinijobs:

„Wir haben zwischen 2003 und
2008 ein Plus von 1,2 Millionen Teil-
zeitkräften, 300 000 Ein-Euro-Jobs und
500 000 Mini-Jobs, während die Voll-
zeitstellen um 900 000 reduziert wur-
den.“ Der Ein-Euro-Job sei momentan
die „gängigste Jobförderungsmaßnah-
me“. So gesehen könne der wirtschaft-
liche Aufschwung in den Jahren 2003
bis 2008 nur „relativ“ gesehenwerden.

Birgit Ehrl, Geschäftsführerin der
ARGE Stadt (Arbeitsgemeinschaft für
Beschäftigung) entgegnete, dass die
Ein-Euro-Jobs keine Arbeitsstellen sei-
en, da die Betroffenen ja weiterhin un-
ter die Förderung fallenwürden.

Ehrl und ihr 40-köpfiges Team ha-
ben es mit rund 6000 Menschen zu
tun, die in Regensburg Hartz IV bezie-
hen. Ihre Meinung: „Man muss sehr
differenziert und individuell mit ih-
nen umgehen. Der Großteils bemüht
sich, so schnell wie möglich wieder
aus dem ALG II herauszukommen.
Aber man muss auch diejenigen sank-
tionieren, die das Angebot nicht wahr-
nehmen.“ Dass die Zahl der verhäng-
ten Strafen zurückgegangen sei, sieht
Ehrl als „Erfolg“.

Im Gegenzug stellte ihr Initiativen-
Vorstand Reinhard Kellner die Frage,
ob es bei den Ein-Euro-Jobs immer mit
rechten Dingen zugehe, Unternehmen
also die Gelegenheit nicht rechtswid-
rig ausnutzen würden. Ehrl: „Wir prü-
fen die Anträge von Unternehmen re-
gelmäßig und haben auch schon Ar-

beitsverträge beendet, wenn da was
nicht in Ordnung war.“ FDP-Bundes-
tagsabgeordneter Horst Meierhofer
verteidigte seinen Parteichef Guido
Westerwelle, der meinte, auf die „gras-
sierende Hartz-IV-Mentalität in
Deutschland eindreschen“ zu müssen.
Laut dem Bundesaußenminister soll
sich Leistung wieder lohnen und die
Hartz IV-Regelung durch ein „Bürger-
geld“ ersetzt werden.

Meierhofer sprach sich dafür aus,
dass den arbeitenden „Aufstockern“
mehr unter dem Strich übrig bleiben
müsse als denen, die davon keinen Ge-
brauch machen. Die Problemfelder

„Steuerhinterziehung“ und „Hartz-IV-
Schwindel“ seien für ihn „gleich
schlecht“.

An der Diskussion mit dem Publi-
kum beteiligte sich Linke-Stadtrat Ri-
chard Spieß. Er erteilte den Sanktions-
maßnahmen gegen „arbeitsunwillige“
Hartz-IV-Empfänger eine Absage: „Die
Basis muss sein, dass eine gewisse
Menge Geld zur Verfügung steht, die
ein menschenwürdiges Leben ermög-
licht.“ Hans-Dieter Penke-Zierhut, Ge-
schäftsführer des Paritätischen Wohl-
fahrtverbands, wolle denHartz-IV-Satz
von derzeit 359 Euro auf 440 Euro auf-
gebessert wissen.

Hartz IV-Debatte: Sanktionen
odermehrMenschenwürde?
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VON DANIEL STEFFEN, MZ

MEINUNGDie Diskussion bei
den Sozialen Initiativen
zeigte das ganze politische
Spektrum in Sachen staatli-
cherWohlfahrt.

Reinhard Kellner und Horst Meierhofer in der Diskussion Foto: Steffen
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HARTZ IV

➤ Sätze: Der aktuelle Regelsatz sieht fol-
gende Gelder vor: Der Haushaltsvor-
stand bekommt 359 Euro, der volljährige
Partner innerhalb einer Bedarfsgemein-
schaft 323 Euro, Empfänger-Kinder im
Alter bis zu fünf Jahren 215 Euro, von
sechs bis 17 Jahren 251 Euro und von 14

bis 17 Jahren 287 Euro.
➤ Komponenten: Der Regelsatz ergibt
sich aus einer Bedarfsberechnung, die
Ausgaben für Essen und Getränke, Frei-
zeit, Kleidung, Telefon und Internet, Hy-
gieneartikel, Strom,Medikamente und
Verkehrsmittel mit einbezieht. (mds)

REGENSBURG. Die Friedrich-Ebert-Stif-
tung und die SPD sehen die Europäi-
sche Dienstleistungsrichtlinie vom 12.
Dezember 2006 im kritischen Licht,
wie aus dem „36. Gespräch der Fried-
rich-Ebert-Stiftung“ im Parkhotel Ma-
ximilian hervorging. Bürgermeister Jo-
achim Wolbergs befürchtete aus Re-
gensburger Sicht den Ausverkauf
kommunaler Dienstleistungen an eu-
ropäische Mitbewerber und sprach
sich deshalb klar gegen deren Privati-
sierung aus.

Die Richtlinie dient zur Niederlas-
sungsfreiheit für Anbieter von Dienst-
leistungen, wie Kaminkehrer, und soll
gemäß EU den innereuropäischen
Dienstleistungsverkehr erleichtern.
Bis zum 31. Dezember 2009 hatten die

EU-Staaten Zeit, die Richtlinie in nati-
onales Recht umzusetzen: Ein „Cha-
os“, wie viele Kritiker beurteilen, zu-
mal jedes der 16 Bundesländer nun ein
eigenes Gesetz zur Richtlinie hat. Die
weitere Problematik im Zusammen-
hang mit der Dienstleistungsrichtlinie
erläuterte Dr. Manfred Wannöffel in
seinem Vortrag. Als Leiter der Koope-
rationsstelle der IG Metall an der

Ruhr-Universität Bochum veröffent-
lichte er im Jahre 2009 zum Thema ei-
ne Expertise. Dr.Wannöffel bemängel-
te, dass das Herkunftsprinzip auch
weiterhin gültig ist. Sprich: Aus wel-
chem Land die Ware herkommt, des-
sen steuerliche und gesetzliche Regeln
treffen auch zu. Auch bemängelte
Wannöffel, dass der Geltungsbereich
der Richtlinie „weiterhin unklar“ sei.

„Damit der Europäische Gerichtshof
nicht länger die Dienstleistungs- und
Niederlassungsfreiheit einseitig zulas-
ten der Beschäftigten definiert, müs-
sen die Koalitionsfreiheit und das
Streikrecht im EG-Vertrag garantiert
werden“, so seine Forderung. Darüber
hinaus sieht Wannöffel die Gefahr,
dass ins Ausland entsandte Mitarbei-
ter zu Billiglöhnen arbeiten würden.
„Die einzig wirksame Maßnahme da-
gegen ist ein gesetzlicher Mindest-
lohn.“ Der SPD-Europaabgeordnete Is-
mail Ertug sicherte Wannöffel die vol-
le Unterstützung zu. „Wir als SPD for-
dern den Mindestlohn. Bei der Diskus-
sion um noch mehr Wohlstand klin-
gelt es mir in den Ohren. Die Frage ist
doch, wer etwas davon hat.“ Die Ent-
wicklung „Markt vor dem Staat“ müs-
se auf europäischer Ebene schnellst-
möglichst umgedreht werden. Bürger-
meisterWolbergs stimmte bei: „Die Li-
beralisierung der Wirtschaft ist nicht
meine Ideologie. Der Staat muss daher
die Schutzmacht insbesondere für die
kleinen Leute bleiben.“

Furcht vor Ausverkauf kommunalerDienste
EUROPAPOLITIKDie SPDwen-
det sich gegen die Privatisie-
rung von Leistungen, die bis
jetzt zu den öffentlichen
Aufgaben gehören.

Referent Dr. Manfred Wannöffel (von links) mit Harald Zintl, Ismail Ertug und
JoachimWolbergs Foto: Steffen

REGENSBURG. Der „Doppelte Abitur-
jahrgang 2011“ war Thema eines Ge-
sprächs des CSU-Arbeitskreises Schu-
le, Bildung und Sport. Der Einladung
in die Hubertushöhe waren zahlreiche
Eltern, Hochschulvertreter, Studieren-
de und Politiker gefolgt.

Bürgermeister Gerhard Weber und
der Vorsitzende des Landtagsausschus-
ses Hochschule, Forschung und Kul-
tur, Staatssekretär a.D. Bernd Sibler,
trugen ihre Vorstellungen zum „ Dop-
pelten Abiturjahrgang“ vor. MdL Si-
bler betonte, der Freistaat wolle bis
2011 3000 neue Stellen für Hochschul-
lehrer ausweisen, der Ausbau und die
Anmietung von Räumen werde bay-
ernweit forciert. Regensburg werde da-
bei stark berücksichtigt. Bürgermeis-
ter Weber schilderte die Entwicklung
der Schülerzahlen an den Gymnasien.
Regensburg habe derzeit eine deutli-
che Überlast an Gymnasiasten. Dem
Bedarf nach einem zusätzlichen Gym-
nasium trage der Bau der Schule in
Lappersdorf Rechnung.

In der Diskussion betonten Uni-
Rektor Prof. Dr. Thomas Strothotte
und Hochschul-Präsident Prof. Dr.
Eckstein, die Regensburger Uni bzw.
Hochschule seien gut gerüstet für die
erwartete größere Studentenzahl,
Raumbedarf und Lehrpersonal seien
bereits abgestimmt. Man werde an der
Uni wohl Studienzeiten zusätzlich am
späten Nachmittag einplanen müssen,
um Lehrkapazitäten zu schaffen.

Elternvertreter äußerten Zweifel,
dass die große Anzahl der Abiturien-
ten untergebracht werden könne; es
fehle an Studien- und Ausbildungs-
plätzen, fürchten sie. Die Studenten-
vertreter pochten darauf, ausreichend
preisgünstige Studentenunterkünfte
zu schaffen. Ferner wurde auf die
Problematik der Einführung der Ba-
chelor- und Master-Studiengänge hin-
gewiesen; sie belasteten Studenten
über Gebühr starkmit Arbeit.

Hochschul-Vertreter und MdL Si-
bler konterten: Man wolle durch Maß-
nahmen wie das Splitting der Abiprü-
fung und die Überbrückungs und Aus-
weitung von Studienplätzen versu-
chen, die gestiegene Zahl von Studien-
anfängern aufzufangen. Bezüglich der
Unterbringung von Studierenden in
Heimen zeigten sich das Studenten-
werk und die Stadt Regensburg koope-
rationsbereit.

Hochschule
für Andrang
gerüstet
BILDUNG Freistaat reagiert auf
doppelten Abi-Jahrgangmit
demAusbau vonGebäuden
und neuen Stellen fürs Lehr-
personal.
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